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Antrag 

der Abgeordneten Josip Juratovic, Anette Kramme, Iris Gleicke, Hubertus Heil 
(Peine), Gabriele Hiller-Ohm, Dr. Eva Högl, Angelika Krüger-Leißner, Ute Kumpf, 
Gabriele Lösekrug-Möller, Katja Mast, Thomas Oppermann, Anton Schaaf, 

Silvia Schmidt (Eisleben), Ottmar Schreiner, Dr. Frank-Walter Steinmeier 
und der Fraktion der SPD 


Für eine soziale Revision der Entsenderichtlinie 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die Richtlinie 96/71/EG (Entsenderichtlinie) wurde vom Europäischen Rat und 
vom Europäischen Parlament 1996 mit dem Ziel beschlossen, einen rechtlichen 
Rahmen für den grenzüberschreitenden Arbeitnehmereinsatz bei der Inan- 
spruchnahme der Dienstleistungsfreiheit im Europäischen Binnenmarkt zu 
schaffen. Die Richtlinie regelt, ob und unter welchen Bedingungen bei einer 
Entsendung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern die Vorschriften des 
Gaststaates zu Entgelt und Arbeitsbedingungen Vorrang haben gegenüber mög- 
lichen Gesetzen und anderen Bestimmungen des Herkunftslandes. 

ln einem Mitgliedstaat sollen nicht über einen längeren Zeitraum Arbeitnehme- 
rinnen und Arbeitnehmer tätig sein, deren Arbeitsverhältnisse nicht dem Recht 
dieses Mitgliedstaates unterworfen sind. Damit wird eine arbeitsrechtliche 
Gleichstellung der in einen Staat entsandten Arbeitskräfte mit den bei dort an- 
sässigen Dienstleistem beschäftigten Arbeitnehmeriimen und Arbeitnehmern 
hinsichtlich bestimmter Aspekte der Arbeitsbedingungen geschaffen, soweit 
diese Arbeitsbedingungen im Zielland Gegenstand von Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften oder von allgemeinverbindlich erklärten Tarifverträgen sind. 
Zusätzlich besteht eine Günstigkeitsregel, nach der Beschäftigungs- und Ar- 
beitsbedingungen, die günstiger für die Arbeitnehmeriimen und Arbeitnehmer 
sind, ebenfalls angewandt werden können. 

Zu den Schutzbereichen der Entsenderichtlinie gehören Höchstarbeitszeiten und 
Mindestmhezeiten, bezahlter Mindestjahresurlaub, Mindestlohnsätze ein- 
schließlich der Überstundensätze, Bedingungen für die Überlassung von Ar- 
beitskräften (insbesondere durch Leiharbeitsuntemehmen), Sicherheit, Hygiene 
und Gesundheit am Arbeitsplatz, Nichtdiskriminiemngsbestimmungen und 
Schutzmaßnahmen unter anderem für Schwangere. 

Die Entsenderichtlinie galt anfangs nur für den Baubereich. Den Mitgliedstaaten 
ist eine Ausdehnung auf andere Branchen mit allgemeinverbindlichen Tarifver- 
trägen und die vertragskonforme Anwendung sonstiger Vorschriften mit Bezug 
auf Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen aus dem Bereich der öffentlichen 
Ordnung freigestellt. Die Entsenderichtlinie wurde in Deutschland mit dem 
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Arbeitnehmerentsendegesetz umgesetzt, in dem Allgemeinverbindlichkeits- 
erklärungen für einzelne Branchen geregelt sind. 

Mit den Urteilen Laval, Rüffert und Luxemburg des Europäischen Gerichtshofes 
wurde die Entsenderichtlinie zur „Maximalrichtlinie“ erhoben. Danach sehe die 
Entsenderichtlinie ein bestimmtes Schutzniveau für entsandte Arbeitnehmerin- 
nen und Arbeitnehmer vor, über das die Mitgliedstaaten nicht hinausgehen 
dürfen. In diesen Entscheidungen sowie der Entscheidung Viking hat der Euro- 
päische Gerichtshof zudem die Grundfreiheiten des Biimenmarktes, wie ins- 
besondere die Dienstleistungs- und Niederlassungsfreiheit, über zentrale soziale 
Grundrechte, wie etwa Tarifautonomie und gewerkschaftliches Streikrecht, ge- 
stellt. Mit einem Zusatzprotokoll zu den Verträgen sollte zumindest die prin- 
zipielle Gleichrangigkeit des Sozialen und der sozialen Grundrechte mit den 
wirtschaftlichen Freiheiten im Binnenmarkt wiederhergestellt werden, wie sie in 
vielen Verfassungen der Mitgliedstaaten sowie im internationalen Recht veran- 
kert ist. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1 . sich für eine Revision der Entsenderichtlinie dahingehend einzusetzen, dass 

a) die grundlegende Zielsetzung der Entsenderichtlinie, nämlich die Ge- 
währleistung eines fairen Wettbewerbs ohne Lohndumping und den Ar- 
beitnehmerschutz, stärker hervorgehoben wird. Zu diesem Zweck sollte 
die Richtlinie auf eine breitere Rechtsgrundlage, z. B. Artikel 1 53 des Ver- 
trages über die Arbeitsweise der Europäischen Union, gestellt werden; 

b) der Forderung „Gleiche Lohn- und Arbeitsbedingungen für gleiche Arbeit 
am gleichen Ort!“ Rechnung getragen wird. Ein unfairer Wettbewerb zu 
Lasten des Entgelts und der Arbeitsbedingungen muss verhindert werden. 
In allen Rechtsvorschriften auf europäischer Ebene, die Fragen der Ent- 
sendung berühren, muss entsprechend der Monti-Klausel das Grundrecht 
auf Tarifverhandlungen und kollektive Maßnahmen verankert werden; 

c) die Richtlinie entsprechend ihrer ursprünglichen Ausrichtung wieder ein 
Mindeststandard wird. Gesetzlich und tarifvertraglich beschlossene Stan- 
dards, die über die in der Richtlinie verankerten Mindestarbeitsbedingun- 
gen hinausgehen, dürfen nicht durch die Entsenderichtlinie verhindert 
werden, solange die Gleichbehandlung und Nichtdiskriminierung von in- 
und ausländischen Unternehmen gewährleistet ist; 

d) eine klare Definition von „grenzübergreifenden Dienstleistungen“ gege- 
ben ist. „Briefkastenfirmen“ mit Sitz im Ausland, die lediglich zur Um- 
gehung von arbeitsrechtlichen Bedingungen gegründet werden, müssen 
verhindert werden. Um Missbrauch zu verhindern, bedarf es zudem einer 
zeitlichen Begrenzung von Entsendungen; 

e) Mitgliedstaaten die Möglichkeit erhalten, öffentliche Aufträge anhand 
von Kriterien der lokal üblichen Bezahlung und Arbeitsbedingungen zu 
vergeben. Tariftreueklauseln müssen durch die Entsenderichtlinie und die 
Vergaberichtlinien unterstützt werden. Zudem müssen die neuen Möglich- 
keiten des Vertrages von Lissabon genutzt werden. Die EU hat dadurch 
eine eigenständige Rechtspersönlichkeit bekommen, die es ihr ermöglicht, 
dem entsprechenden Übereinkommen der Internationalen Arbeitsorgani- 
sation Nr. 94 beizutreten und dieses zu ratifizieren. Die Bundesregierung 
wird aufgefordert, sich dafür einzusetzen; 

f) den verschiedenen Modellen der Arbeitsbeziehungen der einzelnen Mit- 
gliedstaaten stärker Rechnung getragen wird. Es muss den Mitgliedstaaten 
und jeweiligen Sozialpartnern möglich sein, Arbeitsbedingungen für 
entsandte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer auf der Grundlage der 
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bewährten Tarifsysteme festzulegen. Damit müssen auch höhere Schutz- 
standards möglich sein. Nationale Tarifverträge und Arbeitsbeziehungen 
müssen weiterhin Gültigkeit haben; 

g) effiziente Überprüfungs- und Durchsetzungsmechanismen der Mitglied- 
staaten und der Sozialpartner angewandt werden können. Hierzu bedarf es 
auch einer Erfassung aller in den jeweiligen Mitgliedstaat entsandten 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, wie dies bereits in einigen Mit- 
gliedstaaten der Fall ist. Hier ist neben der europäischen Ebene auch die 
Bundesregierung aufgefordert, die nötigen Voraussetzungen dafür zu 
schaffen; 

2. das Arbeitnehmer-Entsendegesetz auf alle Branchen auszuweiten, damit allen 
Branchen die Möglichkeit offensteht, durch die Vereinbarung flächendecken- 
der tarifvertraglicher Mindestlöhne faire Arbeitsbedingungen insbesondere 
im Wettbewerb mit ausländischen Unternehmen und ihren nach Deutschland 
entsandten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern herzustellen. Dies ist ins- 
besondere im Hinblick auf die Vollendung der Arbeitnehmerfreizügigkeit im 
Jahr 2011 notwendig. 


Berlin, den 19. Mai 2010 

Dr. Frank-Walter Steinmeier nnd Fraktion 
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